
1. PLANZEICHNUNG 

M = 1:500 

941 

Präambel 
Oie Stadt Mainburg, Landkreis Kelheim, erlässt aufgrund § 2 Abs. 1 und §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11 .2017 (BGB!. 1 S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGB!. 1 S. 1728) auf· 
grund Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1 -B), zu­
letzt geändert durch§ 1 des Gesetzes vom 23.12.2020 (GVBI. S. 663), aufgrund der Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. IS. 3786), aufgrund der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Dar­
stellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 1 S. 58), zuletzt geän­
dert durch Art. 3 G des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. 1 S. 1057) und aufgrund Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998, (GBVI. S. 796, BayRS 2020-1·1·1), zuletzt geändert durch§ 1 des Gesetzes vom 
09.03.2021 (GVBI. S. 74), diesen Bebauungsplan mit Grünordnungsplan für das Allgemeine Wohngebiet 'Leitenbach Ost" als Satzung. 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich. Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die ausgearbeitete Bebauungsplan­
zeichnung in der Fassung vom 09.06.2021 und die auf dieser vermerkten Festsetzungen. 
§ 2 Bestandteile dieser Satzung. Bebauungsplan mit: 1. zeichnerischem Teil im Maßstab 1 : 500 und II. textlichen Festsetzungen 
§ 3 Inkrafttreten. Diese Satzung tritt gemäß§ 10 Abs. 3 BauGB mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

II. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

Art der baulichen Nutzung 

WA Allgemeines Wohngebiet nach§ 4 BauNVO 

Nutzungsschablone Art der Nutzung 
Zahl der 
Volloeschosse Dachform 

GRZ GFZ 

Bauweise Bauweise 

Maß der baulichen Nutzung 
II Geschossentwicklung: max. 2 Vollgeschosse 

zulässig ist EG + OG oder EG + DG 
0,4 GRZ (Grundflächenzahl) 

GFZ (Geschossflächenzahl) 

Bauweise 
0 offene Bauweise nach § 22 BauNVO 

M Einzel· und Doppelhaus zulässig 

SD/WD/PD zulässige Dachform: Sattel· oder Walmdach 
bis 45° oder Pultdach bis 20·25° Dachneigung 

+ festgesetzte Hauptfirstrichtung 

Baugrenze Gebäude 

Flächen für Nebenanlagen und Garagen 

Flächen für Carports, Garagen oder Stellplätze 
und private Zufahrten, Vorschlag 

Flächen für Versorgungsanlagen, Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken 
§ 9 Abs.1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB 

III. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN 

346 bestehende Flurstücksnummem 

--'JIF-- Maßangabe in Metern 

D 
D 

bestehende Gebäude 

Vorgeschlagene Baukörper Hauptgebäude, 
die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO 
sind einzuhalten. 

c:-i Vorgeschlagene eingeschossige Anbauten 
~ und Nebenanlagen 

Flächen für die Wasserwirtschaft 
(§ g BauGB) 

1 Q 1 Regenrückhaltebecken 

- - - - - Straßenentwässerung 

~ Kompensationsmaßnahme Retentionsraum 

Grünordnung 
Gehölzpflanzungen unter Beachtung der gesetzlichen 
Abstandsregeln 

D private Grünflächen der Bebauungsfläche, 
eingezäunt 

8 

0 

Vermeidungsmaßnahmen auf Planfläche 
Baumpflanzung, Bäume 1·11. Ordnung 
4 St Laubbäume HST, 3vx.mdB, StU 18-20 

Ainus glutinosa - Schwarz-Erle, 

Salix caprea • Salweide, 

je Symbol 3St. Heister 2xv, mind.1 50 cm hoch. 

Ausgleichsfläche Bebauungsplan 848 m' 
gemäß Eingriffsregelung auf Planfläche 

Flur 942, Gemarkung Leitenbach 

I @ 1 Erneuerbare Energien. Hackschnitzelheizung IV. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
(FORTSETZUNG) 

Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsfläche 

Zufahrt als Schotterweg 

Zu· und Ausfahrt Grundstück 

Sonstige Darstellungen, Festsetzungen 

----- Grenze Geltungsbereich 

o o bestehende Grundstücksgrenzen 

heimische Bäume 1.-11. Ordnung (siehe Grünordnung) 

A~r pseudoplatanus • Berg-Ahom, Tilia cordata. Winter- Linde, 
Acer campestre • Feld-Ahorn, Pyrus pyraster • Holzbirne, 
Carpinus betulus - Hainbuche 

Pflanzqualität: Hochstamm HST, 3vx.mdB, StU 18-20. 

A usgleichsfläche 

Für die Ausgleichsfläche ist ausschließlich autochthones 
Pflanzgut mit Herkunftsregion 6.1 Alpenvorland= aut-og.oo 
EAB zu verwenden. Für die Ansaat der extensiven Wiese ist 
Regiosaatgut aus dem Ursprungsgebiet 16 Unterbayer­
ische Hügel· und Plattenregion zu verwenden. Vorrangig 
sind Naturgemische (= samenhaltiges Mäh· oder Druschgut 
aus artenreichen Wiesen der näheren Umgebung) zu 
verwenden. 

• i 

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) und Gestaltung von Gebäuden 
• Die Abstandsflächenregelung gern. Art. 6 BayBO ist im Geltungsbereich für die Hauptgebäude anzuwenden. 
• Die Fassaden der Gebäude sind zu verputzen und in weißen oder pastellfarbigen Farbtönen zu streichen . Zulässig 

sind zudem Holzverschalungen, naturbelassen, grau oder braun lasiert. 
• Dächer dürfen nicht mit Zink, Blei oder Kupferdeckung erstellt werden. 
• Höhenbezugspunkt ist die Dorfstraße-Einfahrt mit 420,00 m.ü.NN. 
·Wandhöhe max. 7,00 m ab OK-Zufahrtsstraße in der Flucht auf die Straße. 

Garagen, Stellplätze und Nebengebäude 
• KFZ-Stellplätze sind auch außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig. 
• Die Regelung der Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO ist für Grenzgaragen und Nebengebäude außer Kraft 

gesetzt. Auf Grund des Geländeverlaufs ist für Grenzgaragen eine Wandhöhe von 3,5 m zulässig. 
• Garagen und Nebengebäude sind in der baulichen Gestaltung an das Hauptgebäude anzupassen. 
• Wandhöhe max. 3,50 m ab OK-Zufahrtsstraße in der Flucht auf die Straße. 

Einfriedungen und Geländegestaltung 
·Eine Einfriedung der Grundstücke ist bis 1,30 m Höhe zulässig. Ein Abstand von mind. 0, 10 m zur Geländeober-

fläche ist einzuhalten (Durchlässigkeit für Kleinsäuger). 
• Einfriedungen sind nur ohne Sockel zulässig. Zulässig sind Einfriedungen auf Stützmauern. 
• Auf der Grundstücksgrenze sind Stützmauern von maximal 1,0 m Höhe zulässig. 

Regenwasser I Flächenversiegelung 
- Die Bodenversiegelung ist auf das unumgängliche Maß zu beschränken. Die Stellflächen und die Zuwegungen 

sind wasserdurchlässig und nur teilversiegelt zu errichten (Pflaster, Dränpflaster, Rasenpflaster, Kiesweg, 
Schotterrasen uä.). Flachdächer müssen begrünt werden. 

• Das Niederschlagswasser ist auf den privaten Grundstücken zu versickern. Bei nicht sickerfähigem Untergrund ist 
das Wasser in Zisternen rückzuhalten. Der Obenauf sowie die Straßenentwässerung sind über ein Regenrückhalte· 
becken in den Leitenbach einzuleiten. 

Hochwasserschutz 
• Eine Berechnung des Überschwemmungsgebiets bei HQ 100 im Leitenbach ist nicht vorhanden. Ein oberhalb 

liegendes Hochwasserrückhaltebecken ist nur für ein 5-jährliches Hochwasserereignis ausgelegt. Bei Hochwasser 

im Leitenbach ist mit Rückstaueffekten und einer Überschwemmungsgefährdung zu rechnen. Dieser Gefahr ist 
durch bauliche Hochwasservorsorge zu begegnen. Auf Keller ist zu verzichten oder diese sind wasserdicht und 
auftriebssicher auszuführen. Die Grundwasserstände der Planfläche sind unbekannt. Bei undurchlässigen 
Bodenschichten muss bei Starkregen mit Oberflächenabfluss gerechnet werden. Ebenso muss mit überfließenden 
Regenrinnen gerechnet werden. Daher muss die private bauliche Hochwasservorsorge beachtet werden. So sind 
Gebäudeöffnungen und Türschwellen entsprechend hoch über dem Gelände auszuführen, ggf. Kellerfenster 
ausreichend dicht und gegen drückendes Wasser abzusichern. 

Grünordnung 
·Spätestens im Laufe eines Jahres nach Baubeginn müssen die Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt sein. 
• Die Fertigstellung der Kompensationsflächen ist dem Landratsamt Kelheim zu melden. 

Die Erreichung des Entwicklungsziels ist vom Eigentümer in eigener Zuständigkeit zu überwachen. 
· Eine dingliche Sicherung, die eine Handlungs- und Unter1assungsverpflichtung beinhaltet, soll als beschränkte 

persönliche Dienstbarkeit gern. § 1090 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in das Grundbuch eingetragen werden. 
• Ein möglicher Aufwuchs von Neophyten muss durch geeignete Maßnahmen bekämpft werden. 
• Die in der Bauleitplanung festgelegten Kompensationsmaßnahmen müssen nach Art. 9 BayNatSchG nach Inkraft-

treten der Einbeziehungssatzung von der Stadt an das Bayerische Landesamt für Umweltschutz gemeldet werden. 

Vermeidungsmaßnahmen 
Zur Vermeidung von nachteiligen Folgen für Natur und Landschaft durch die geplante Wohnbebauung 
werden folgende Maßnahmen in der Grünordnungsplanung festgesetzt: 
• Begrenzung der Flächenversiegelung auf ein Mindestmaß. Anlage der nördlichen Zufahrt als Schotterweg. 
·Je Grundstück Pflanzung eines heimischen Baumes 1. oder II. Ordnung. Alternativ Pflanzung von zwei 

Obstbäumen als Hochstamm. 
· Für befestigte Flächen Verwendung von Belägen, die ein Höchstmaß an Niederschlagswasser versickern lassen. 
• Unter Zäunen belassen eines Abstandes zur Bodenoberfläche von mindestens 10 cm für Kleintiere. 

Eingriffsregelung 
Auswirkung der Planung 
Der Eingriff bzw. die Auswirkung der Planung besteht vorwiegend aus der Versiegelung von Grünflächen durch die 
Wohnbebauung mit den entsprechenden Nebenflächen. Auszugleichen ist die von der Planung beeinträchtigte 
Fläche im Baufeld WA auf Fl.Nr. g42/1, 942/2, 942/4 und 942/5 von 2.882 m'. 

Ermittlung des Kompensat ionsfaktors 
Die korrekte Anwendung der Eingriffsregelung bedingt die Einstufung der Ackerfläche auf Fl.Nr. 942 in Kategorie 1, 
geringe Bedeutung für den Naturhaushalt. Durch die Grundflächenzahl von 0,4 wird die geplante Bebauung als Typ 
A mit einem hohen Nutzungs- und Versiegelungsgrad eingestuft. Für das Feld Al ergibt dies eine Kompensation von 
0,3 • 0,6. Auf Grund der Umsetzung von Vermeidungsmaßnahmen wird ein Kompensationsfaktor von 0,4 angesetzt. 

Ermittlung der Ausgleichsfläche 
Somit ergibt sich für die beeinträchtigte Ackerfläche (Grundstücke mit Erschließungsstraße und Heizanlage) von 
2.882 m' x 0,4 ein Ausgleichsflächenbedarf von 1.153 m'. 

Ausgleichsfläche 
Der Ausgleichsbedarf für das Baugebiet wird auf der Planfläche Fl.Nr. 942 erbracht. Die Ausgleichsfläche nördlich 
der Eingriffsfläche weist, abzüglich des Retentionsraums am Leitenbach von 165 m'. eine Größe von 848 m' auf. Es 
entfallen 450 m' auf Extensivgrünland. Auf 398 m' erfolgt eine Renaturierung des Leitenbachs für die ein 
Kompensationsfaktor von 2,0 gerechtfertigt ist. Die Ausgleichsfläche wird aus 398 m' x 2,0 + 450 m' mit 1.246 m' 
bilanziert. 

Ausgleichsmaßnahmen 
Auf der Ausgleichsfläche nördlich des Baugrundstücks ist extensives Grünland anzulegen und 45 Gehölze zu pflan· 
zen. Es ist autochthones Pflanz- und Saatgut zu verwenden. Entwicklungsziel sind Gewässerbegleitende Gehölze 
und artenreiches extensives Grünland, das bei wechselnden Wasserständen durch den Leitenbach überflutet wird. 
Die Gehölzpflanzung ist vor Wildverbiss zu schützen und mind. zwei Jahre durch eine jährliche Mahd freizuhalten, 
das Mahdgut ist zu entfernen. Die Entwicklungsdauer beträgt voraussichtlich 15 Jahre. Die Mahd des Extensivgrün­
land zwischen Rückhaltemulden und Bebauung erfolgt 2 mal jährlich ab Mitte Juni und Mitte August. 

Das Mähgut ist aus den Flächen zu entfernen. Im Bereich der Rückhaltemulden ist das Entwicklungsziel Röhrichtbe· 
stand. Die Mahd hat alle 2 Jahre im Herbst zu erfolgen. Eine Düngung und das Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln 
ist unzulässig. Auf der Ausgleichsfläche werden zusätzlich rund 1,2 m tiefe Mulden und Nebengerinne zum Leiten­
bach ausgehoben, um bei Hochwasser Retentionsraum zu schaffen. Die Nebengerinne sind so anzulegen, dass diese 
mit steigendem Wasserspiegel im Leitenbach geflutet und durchflossen werden. Bei sinkendem Wasserspiegel laufen 
sie wieder aus. In den Ein· und Auslaufbereichen sind tiefere, kolkartige Bereiche auszuheben. Die dauerhaft feuchte 
Sohle der Nebengerinne ermöglicht den Bewuchs mit Röhricht, das den Wasserdurchfluss verlangsamt. 

V. TEXTLICHE HINWEISE 

Abwasser 
Anfallende Hausabwässer sind in den Schmutzwasserkanal (Trennsystem) des SUM (Stadt Unternehmen Mainburg) 
einzuleiten. Bei Bedarf sind die Kellerentwässerungen über private Hebeanlagen auszuführen. 

Wasserversorgung 
Das Baugrundstück ist an die zentrale Wasserversorgung anzuschließen. 

Niederschlagswasser 
Sämtliches anfallendes, unverschmutztes Niederschlagswasser ist auf den Privatgrundstücken zu versickern, sofern 
der Boden eine ausreichende Sickerfähigkeit aufweist. Bei nicht sickerfähigen Böden ist das Regenwasser in Rück­
haltezisternen zu sammeln und zu nutzen. Der Überlauf sowie die Entwässerung der Erschließungsstraße erfolgen in 
ein Rückhaltebecken und von dort in den Leitenbach. Mit dem Bauantrag ist ein Entwässerungsplan vorzulegen, der 
auch die Anlagen zur Versickerung des gesammelten Niederschlagswassers aufzeigt. 

Grundwasser- und Bodenschutz 
Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten sind die Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 
19731 zu beachten, welche Anleitung zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des 
Bodenmaterials geben. Auf die Anzeigepflicht gemäß § 49 WHG in Verbindung mit Art. 30 BayWG bei der Freilegun 
von Grundwasser und die Ertaubnispflicht von Bauwasserhaltungen gemäß § 8 in Verbindung mit § 9 WHG wir 
hingewiesen. Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung darf nicht erfolgen. 

Bodendenkmäler 
Auf der Planfläche sind keine Bodendenkmäler bekannt. Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der 
Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 
Abs. 1-2 DSchG. 

Altlasten 
Sollten im Zuge der beauftragten Baugrunduntersuchung oder bei Aushubarbeiten Bodenverunreinigungen festgestellt 
werden, ist das Landratsamt Kelheim unverzüglich zu informieren. 

Vermessung, Grenzverlauf 
Vor Baubeginn hat eine Vermessung der Flächen und Festlegung der Grenzverläufe zu erfolgen. 

Spartenleltungen, Kabel 
Bezüglich bestehender Leitungen sind vor Baubeginn Planauskünfte einzuholen und entsprechende Sicherheitsanfor­
derungen und technischen Regeln sowie das Merkblatt "Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle' der Forschungs­
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen einzuhalten. Für Kabelhausanschlüsse sind nur marktübliche Systeme 
mit mind. 1 Bar Gas- und Wasserdichtigkeit zu verwenden. 

Erschließung 
Die Erschließung erfolgt über die bestehende Grundstückszufahrt auf Fl.Nr. 942/5. 

Landwirtschaft 
Von landwirtschaftlich genutzten Flächen in der Nachbarschaft können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emis· 
sionen in Form von Lärm, Staub und Geruch ausgehen. Diese Emissionen sind hinzunehmen. Das Immissionsschutz. 
technische Gutachten Luftreinhaltung, Projektnummer MBG-5592-01/5592-01_E01 , der Sachverständigen Hoock & 
Partner ergab, dass in dem geplanten allgemeinen Wohngebiet (WA) keine schädlichen Umwelteinwirkungen in Form 
erheblicher Belästigung im Sinne des§ 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) durch Geruchsimmissionen zu 
erwarten sind. 

VI. LAGEPLAN 1,:5.000 

IV. VERFAHRENSVERMERKE Landratsamt Kelheim 

Verfahrensvermerk Bebauungsplan Eing.: 1 9. 0 k !, 2021 
1. Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 16.06.2020 die Aufstellung des Bebauungsplans ~chlossen. Der 

Aufstellungsbeschluss wurde am 25.06.2020 ortsüblich bekannt gemacht. SG: Beil: 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.06.2020 hat in der Zeit vom 02.07.2020 bis 30.07.2020 
stattgefunden. 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß§ 4 Abs. 1 BauGB für 
den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.06.2020 hat in der Zeit vom 23.06.2020 bis 30.07.2020 
stattgefunden. 

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.12.2020 wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27 .01.2021 bis 12.03.2021 beteiligt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.12.2020 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom 04.02.2021 bis 12.03.2021 öffentlich ausgelegt. 

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 14.04.2021 wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß§ 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 03.05.2021 bis 18.05.2021 erneut beteiligt. 

7. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 14.04.2021 wurde mit der Begründung gemäß§ 4a Abs. 3 
BauGB in der Zeit vom 03.05.2021 bis 18.05.2021 erneut öffentlich ausgelegt. 

8. Die Stadt Mainburg hat mit Beschluss vom 09.06.2021 den Bebauungsplan gern. § 1 O Abs. 1 Bau GB in der Fassung 
vom 09.06.2021 als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan 
entwickelt und bedarf deshalb keiner Genehmigung. 

9. Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahren ausgefertigt. 

~ ~~ 

tL~;;~:~;;~ <11 
10. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am Ab„aI.M gemäß§ 10 A . salz 2 BauGB 
ortsüblich in der Hallertauer Zeitung und im Internet bekannt gemacht. Der Bebauungs- und Grünordnungsplan tritt mit der 
Bekanntmachung in Kraft. 

Stad~en A1.JlJ..,;1.0M 
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1. Bürgermeister Helmut Fichtner 

STADT MAINBURG BEBAUUNGSPLAN 
„LEITENBACH OST" IN LEITENBACH 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET 
GEMARKUNG LINDKIRCHEN 

Dipl. Ing. STEFAN JOVEN 
PLANUNGSBÜRO 

Landschafts· , Freiraumplanung 

Wasser· , Tiefbau 
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